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VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
UREK-SR Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Ständerates
SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
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AVS Assurance-vieillesse et survivants
CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
CEATE-CE Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de

l'énergie du Conseil des Etats
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Nachdem der Nationalrat im zweiten Anlauf im Sommer 2020 doch noch auf das
Geschäft eingetreten war, widmeten sich die eidgenössischen Räte in der
Herbstsession der Differenzbereinigung beim Informationssicherheitsgesetz. Der
Ständerat, der als Erstes an der Reihe war, zeigte sich in zwei Punkten nicht bereit, den
Beschlüssen des Nationalrats zu folgen. Mit stillschweigender Zustimmung strich er
erstens den von der Volkskammer eingefügten Absatz, dass der Bundesrat seine Ziele
und die Kosten für die Informationssicherheit zwingend den sicherheitspolitischen
Kommissionen zur Konsultation vorlegen muss, wieder aus dem Gesetz. Nach Ansicht
der SiK-SR war diese Bestimmung überflüssig, was auch Bundesrätin Viola Amherd
bekräftigte: Die Fachkommissionen könnten wie die Finanzkommission und die
Finanzdelegation jederzeit verlangen, dass sie zu einem Thema konsultiert würden, und
dieser Forderung werde immer nachgekommen. Zweitens hielt die Kantonskammer an
ihrem Beschluss fest, dass die AHV-Nummer systematisch zur Personenidentifikation
im Rahmen des Informationssicherheitsgesetzes verwendet werden darf. Eine
Minderheit Zopfi (gp, GL) hatte beantragt, den Beschluss des Nationalrats zu
übernehmen, dass die AHV-Nummer nur vorübergehend zur Erzeugung einer nicht
zurückrechenbaren Personennummer verwendet werden darf, unterlag jedoch mit 31
zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung klar. VBS-Vorsteherin Viola Amherd hatte dem Rat
in Erinnerung gerufen, dass er im Juni der Änderung des AHV-Gesetzes zugestimmt
habe, das den Behörden generell die systematische Verwendung der AHV-Nummer
erlaube; es mache darum keinen Sinn, hier jetzt eine andere Regelung festzuschreiben.
In den übrigen, redaktionellen Differenzen schloss sich der Ständerat stillschweigend
dem Nationalrat an.
Die zwei vom Ständerat aufrechterhaltenen Differenzen waren anschliessend im
Nationalrat hochumstritten. Während die Mehrheit der SiK-NR sich bereit erklärte, auf
die ausdrückliche Erwähnung der Konsultationspflicht des Bundesrates zu verzichten,
beantragte eine Minderheit Hurter (svp, SH) deren Beibehaltung. Es handle sich dabei
um eine «Notbremse», um zu verhindern, dass die Kosten aus dem Ruder laufen, und
er verstehe nicht, so Hurter, «warum Sie sich weigern, Informationen zu erhalten».
Abgesehen von der geschlossenen SVP-Fraktion und drei Abweichlern aus der Mitte
hielt die grosse Kammer diesen Passus jedoch für unnötig und strich ihn endgültig aus
dem Gesetz. Während sich eine Minderheit Riniker (fdp, AG) für die systematische
Verwendung der AHV-Nummer und damit die Bereinigung auch dieser Differenz
starkmachte, wollte die Kommissionsmehrheit am Beschluss festhalten, dass die AHV-
Nummer nur einmalig zur Erzeugung einer nicht zurückrechenbaren
Identifikationsnummer verwendet werden darf und aus Gründen des Datenschutzes
nachher gelöscht werden muss. Die Grundsatzfrage der systematischen Verwendung
der AHV-Nummer durch alle Behörden solle im Rahmen der entsprechenden Revision
des AHV-Gesetzes geklärt und nicht bereits hier vorweggenommen werden,
argumentierte etwa Grünen-Sprecher Balthasar Glättli (gp, ZH). Äusserst knapp mit 90
zu 87 Stimmen bei 9 Enthaltungen erhielt die grosse Kammer diese Differenz aufrecht,
womit sich der Ständerat noch einmal damit befassen muss. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.09.2020
KARIN FRICK

Infrastruktur und Lebensraum
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Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Maja Riniker (fdp, AG) reichte im September 2021 eine Motion zur Warnung bei
Naturkatastrophen ein. Sie verlangte, dass der Bundesrat die gesetzlichen Grundlagen
schafft, damit im Gefahrenfall alle Personen, die sich in einem gewissen Perimeter
aufhalten, mittels dem so genannten Cell Broadcast alarmiert werden. Bisher würden
nur Personen informiert, welche die entsprechende Warn-App auf ihrem Telefon
installiert haben. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion und auch der
Nationalrat sprach sich in der Wintersession 2021 stillschweigend für den Vorstoss
aus. 2

MOTION
DATUM: 17.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Eine Motion zur Einführung von Cell Broadcast, der gezielten Warnung bei
Naturkatastrophen, stiess auch im Ständerat als Zweitrat auf offene Ohren.
Stillschweigend nahm das Stöckli in der Sommersession 2023 eine entsprechende
Motion Riniker (fdp, AG) an. Mittels Cell Broadcast können bei einer Naturkatastrophe
Mitteilungen an sämtliche Mobiltelefone in einem bestimmten Gebiet gesendet werden.
Das System ergänze damit das bestehende Alarmierungswesen via Sirenennetz, Radio
und die App «Alertswiss», wie die einstimmig (bei einer Enthaltung) befürwortende
UREK-SR im März 2023 erläuterte. Im Rat hob Kommissionssprecherin Mathilde
Crevoisier Crelier (sp, JU) zudem die Vorteile von Cell Broadcast gegenüber einer
Warnung via App hervor, da hierfür erstens keine Anwendung heruntergeladen werden
müsse und damit zweitens zusätzlich auch internationale Touristinnen und Touristen im
betroffenen Gebiet erreicht werden können. Auch Verteidigungsministerin Viola
Amherd zeigte sich im Rat zufrieden und unterstrich die Wichtigkeit einer
«mehrschichtige[n] und grossflächige[n] Alarmierung und Ereigniskommunikation». Die
Forderung nach einer entsprechenden Gesetzesgrundlage fliesse in laufende Arbeiten
des VBS zur Multikanalstrategie – die Kommunikation über verschiedene Kanäle wie
Apps, Sirenen und Radiodurchsagen – ein, schloss Amherd. Mit der Annahme in beiden
Räten erhielt der Bundesrat den entsprechenden Auftrag zur Umsetzung. 3

MOTION
DATUM: 12.06.2023
MARCO ACKERMANN

1) AB NR, 2020, S. 1789 ff.; AB SR, 2020, S. 822 ff.
2) AB NR 2021, S. 2710
3) AB SR, 2023, S. 560; Medienmitteilung UREK-SR vom 22.3.23
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